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1. Abschnitt: Themenbeschreibung und 
Einführung in die Problematik des Drittschutzes 

1. Kapitel: Anlaß, Gegenstand und Gang 
der Untersuchung 

§ 1: Defizite im Naturschutz und in der Landschaftspflege 

L Zerstörung von Natur und Landschaft - drei Beispiele 

Wenn in einem Gebiet "wertvolle und empfindliche Brutbiotope" liegen, 
wenn es in seiner gesamten Ausdehnung "ein bedeutendes Rastbiotop für 
Zugvögel" darstellt, das darüber hinaus "Aufenthaltsort und Nahrungs- und 
Brutgebiet für die reiche Vogelwelt" des angrenzenden Seengebiets ist und 
wenn es schließlich "mit seinen Landschaften als ökologischer Ausgleichs-
raum" für ein südlich gelegenes Ballungsgebiet dient\ scheint die Notwen-
digkeit einer Unterschutzsteßung dieser Fläche auf der Hand zu liegen. Von 
den geschilderten ökologischen Funktionen ist jedoch mittlerweile wenig 
übriggeblieben. Wo früher lediglich Sumpfgebiete, einige landwirtschaftlich 
genutzte Flächen und kleinere dörfliche Ansiedlungen zu finden waren, 
kann man jetzt bereits riesige Bauten sehen. Aus dem Erdinger Moos wird 
der Großflughafen München 11. Die Naturzerstörung macht am Flugha-
fenzaun nicht halt. Wegen der durch die Baurnaßnahmen bedingten Grund-
wasserabsenkung verschwinden noch in kilometerweiter Entfernung vom 
Flughafengelände Feuchtflächen, die nach der Entwässerung sofort intensiv 
landwirtschaftlich genutzt werden - mit aß den für diese Wirtschaftsweise ty-
pischen Begleiterscheinungen wie starker Düngung und Einsatz von Pestizi-
den und Insektiziden. Der Flughafen verlangt auch nach optimaler Ver-
kehrsanbindung, so daß durch neue Autobahnen, Schnellstraßen und Bahn-
verbindungen zahlreiche Biotope zerschnitten werden und noch mehr bis-

1 Diese und ähnliche Aussagen finden sich im PIanfeststellungsbeschluß für den Flughafen 
München 11, zit. nach einer Meldung der SZ vom 5./6. August 1989. 



16 1. Abschnitt: Themenbeschreibung und Einführung 

lang relativ unberührte Natur verloren geht. Resultat: Von den 1979 gezähl-
ten 32 Paaren des seltenen großen Brachvogels waren 1989 nur noch 7 vor-
handen. Der Steinkauz und die wohl letzten Sumpfohreulen Bayerns, die im 
Erdinger Moos ebenfalls ihren Lebensraum gefunden hatten, sind ganz ver-
schwunden. Von den im Planfeststellungsbeschluß vorgesehenen Aus-
gleichsflächen nach § 6a BayNatSchG von 230 ha Größe hat die Betreiber-
gesellschaft des Flughafens praktisch noch nichts realisiere. 

Ein zweites Beispiel: Nordwestlich von Augsburg befindet sich der Na-
turpark "Augsburg - Westliche Wälder", ein über 100 000 ha großes Gebiet 
zwischen Donau, Schmutter, Wertach und Mindel, das von Wanderern und 
Erholungssuchenden vor allem aus Augsburg und Umgebung als Naherho-
lungsgebiet genutzt wird, seit kurzem allerdings nur noch in einge-
schränktem Maß. Die Ruhrgas AG führt in diesem Gebiet Probebohrungen 
für die Anlage eines unterirdischen Gasspeichers durch, der auf einer Flä-
che von ca. 15 km2 300 bis 500 Millionen m3 Erdgas aufnehmen soll. Ober-
irdische technische Anlagen sollen nach Angaben der Ruhrgas AG minde-
stens 5 ha Land benötigen. Gegen das Großprojekt beginnt sich bereits 
massiver Bürgerprotest zu formieren3• 

Und schließlich ein Blick in den ökologisch so wertvollen und gleichzeitig 
so belasteten Alpenraum. Obgleich im Landesentwicklungsprogramm Bay-
ern nur noch ausnahmsweise ein weiterer Ausbau von Skigebieten zugelas-
sen werden so1l4, sieht die Praxis anders aus. Am Lenggrieser Brauneck 
wurde offensichtlich mit Wissen der lokalen Behörden allerdings ohne Ge-
nehmigung mit dem Bau eines Dreisitzer-Sessellifts begonnen. Erst nach-
dem sich die regionale und überregionale Presse dieses Themas ange-
nommen und Naturschützer eine Petition an den bayerischen Landtag ge-
richtet hatten, ließ das Wirtschaftsministerium die Bauarbeiten einstellens. 
Nur wenige Kilometer entfernt, am Wallberg bei Rottach-Egern, sollte das 
dortige Skigebiet in großem Umfang ausgebaut werden. Massive Proteste 
von Umweltorganisationen führten zwar dazu, daß das Vorhaben (noch) 
nicht in der ursprünglich geplanten Dimension durchgeführt wird, immerhin 

2 Vgl. zu dem Beispiel "Flughafen München 11" Kerstin Vogel: "Die Natur bleibt auf der 
Strecke", in: SZ vom 5./6. August 1989. 

3 Vgl. zu dem Beispiel "Naturpark Augsburg - Westliche Wälder" Petra Heilingbrunner: 
Gasspeicher im Naturpark", in: SZ vom 11./12. November 1989. 

4 Vgl. LEP Bayern, Anlage zur va über das LEP Bayern, Teil A) IX. 8. 8., S. 100f. 
5 Vgl. zu dem Beispiel "Lenggrieser Brauneck" Peter Stöbich: "Ein Trauerspiel mit ungewis-

sem Ende", in: SZ vom 12. April 1989. 
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wird zur Zeit aber ein Wildbach, der sogenannte KIaffergraben, an dem so 
seltene Pflanzen wie der Ungarische und der Gelbe Enzian gedeihen, auf-
gefüllt, planiert und zu einer "familienfreundlichen" Abfahrt umgestaltet6• 

Mit jedem Tag, mit jeder Stunde, mit jeder Minute geht in der Bundesre-
publik Deutschland ein Stück Natur unwiederbringlich verloren. Die drei 
eben dargestellten Beispiele erhellen nur schlaglichtartig eine ganz all-
gemeine Tendenz. Täglich werden nur für Siedlungszwecke ca. 120 ha Land-
schaft "verbraucht,,7. Die dadurch tatsächlich in Mitleidenschaft gezogene 
Fläche vergrößert sich durch visuelle, akustische und ökologische Seiten-
und Zerschneidungseffekte noch um ein Vielfaches. Der galoppierende Ar-
tenschwund ist an der jährlich zunehmenden Zahl gefährdeter Pflanzen- und 
Tierarten in der Roten Liste abzulesen8• Boden, Luft und Wasser werden 
ständig durch industrielle, landwirtschaftliche und sonstige Nutzungen in ho-
hem Maße belastet; es seien nur die Schlagworte "Altlasten", "neuartige 
Waldschäden" und "Belastung des Grundwassers mit Nitrat und Pflanzen-
schutzmitteln" genannt, die mittlerweile auch in der juristischen Fachlitera-
tur einen festen Platz eingenommen haben. Die Gründe, warum trotz ver-
stärkter Anstrengungen die Zerstörung von Umwelt, Natur und Landschaft 
weiter rapide fortschreitet, sind vielfältig. An dieser Stelle kann natürlich 
nicht der Frage nachgegangen werden, welche Entwicklungen aus dem Be-
reich des "Faktischen" dafür verantwortlich sind. Vielmehr muß es vor allem 
darum gehen, die juristische Komponente der Problemstellung etwas ge-
nauer zu untersuchen. Auf rechtlichem Gebiet sind dabei insbesondere zwei 
Ursachen auszumachen: das Fehlen umweltschutzrechtlicher Vorschriften 
(Regelungsdefizit) und - wenn solche Regelungen existieren - deren man-

6 Vgl. zu dem Beispiel "Wallberg" Klaus Ott: "Ein Bachbett am Wallberg wird zur Skipiste", 
in: SZ vom 24. August 1989. 

7 Vgl. den Raumordnungsbericht der Bundesregierung 1986, BT-DrS. 10/6027, Teil 1, Ka-
pitel 2.2, S. 28; Deutscher Rat für Landespflege, in: Schriftenreihe des Deutschen Rats für Lan-
despflege, Heft 55 (1988), S. 355, 365. Der Begriff des "Landschaftsverbrauchs" hat sich trotz 
seiner Ungenauigkeit so eingebürgert, daß er auch hier benutzt wird. 

8 Zur Zeit sind in der Bundesrepublik ca. 47 % aller Säugetierarten, 38 % aller Vogelarten, 
75 % aller Kriechtierarten, 58 % aller Amphibien und 70 % aller Fischarten ausgestorben 
oder aktuell gefährdet, Blab u. a. (Hrsg.), Rote Liste der gefährdeten Tiere in der Bundesre-
publik Deutschland; Plachter, in: Ringvorlesung Naturschutz, S. 100, 109; die Zunahme des 
Artenschwunds wird eindrucksvoll durch folgende Gegenüberstellung belegt: in den letzten 
2000 Jahren sind von den höheren Wirbeltierarten ca. 200 Arten ausgestorben, davon 100 Ar-
ten in den letzten 100 Jahren und davon wieder 76 Arten in den vergangenen 50 Jahren, vgl. 
Deutscher Rat für Landespflege, in: Schriftenreihe des Deutschen Rats für Landespflege, Heft 
55 (1988), S. 355, 364. 
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